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Nr. 114. Mittag: Ausgabe. 


Deutſchland. 


0. 6. Landtags⸗Verhandlungen. 
21. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 7. März. 
11 Ubr. Die Tribünen ſind dicht beſetzt. Am Miniſtertiſche Graf zu 
Leonhardt, Falk und mebrere Commiſſare. e 
Das Haus tritt in die erſte Leſung des Geſetzentwurfs über die Ge: 
ſchäftsſprache der Beamten, Behörden und politiſchen Körper 


ſchaften des Staates. 


Abg. v. Cuny: Dieſe Vorlage wird, um zum Geſetze zu werden, einer 
gärzlichen Umarbeitung unterworſen werden müſſen, und 10 beantrage, ſie 


iu dieſem Zwecke einer Commiſſion von 14 Mitgliedern zu überweiſen. Der 
Entwurf iſt weſentlich derſelbe, der bereits vor drei Jahren dem Herrenhauſe 


zugegangen iſt. Nur einige wenige Aenderungen ſind darin vorgenommen 
in Rückſicht auf das Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes. 
egen hat man zu meinem äußerſten Befremden die viel wichtigere That⸗ 
ſache vollſtändig unberüdfichtigt gelaſſen, daß unwiſchen die großen Juſtiz⸗ 
eſetze, von denen eins Dé auch mit der Gerichtsverfaſſung befaßt, dem 
eichstage zugegangen und daß dieſe Geſetzgebung bereits Gegenſtand der 
Berathung und Beſchlußfaſſung iſt. Wenn man nun erwägt, daß faſt alle 
Paragraphen der heutigen Vorlage don der Gerichtsſprache handeln, alſo 
von der Materie, die das Gerichtsverfaſſungsgeſetz behandelt, jo mag die 
Vorlegung eines ſolchen Entwurſs an den preußiſchen Landtag juriſtiſch ge: 
rechtfertigt erſcheinen, aber politiſch iſt es abſolut verwerflich, daß gerade der 
preußiſche Staat, dem als dem größten und mächtigſten in Deutſchland vor 
allem ein officium nobile gegen das Reich obliegt, der Reichsgeſetzgebung 
in ſolcher Weiſe Concurrenz macht. Das Gerichtsverfaſſungsgeſez, dem be: 
kanntlich die Reichs juſtizcommiſſion in allen weſentlichen Beſtimmungen bei⸗ 
getreten iſt, wird in den nächſten 2 bis 3 Jahren Reichsgeſetz ſein, Nun 
weicht aber die Ae Vorlage in den meiſten Punkten von dem Inhalt 
jenes Geſetzes völlig ab, die Folge ihrer Annahme wird alſo nur ſein, daß 
wir ein ec ſchaffen, das wir in zwei Jahren nothwendig wieder völlig 
umſtoßen müſſen. Eine ſolche Geſetzesmacherei kann uns nicht zugemuthet 
werden, und es wird daher die Hauptaufgabe der Commiſſion fein, die De 
ftimmungen dieſer Vorlage mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Ueberein⸗ 
ſtimmung zu bringen. E 
Juſtizminiſter Leonhardt: Ich kann die Auffaſſung des Vorredners in 
feiner Weiſe theilen. Die Vorlage regelt das Verhältniß der Geſchäftsſprache 
bei ſämmtlichen Behörden, ſowohl Gerichts⸗ als Verwaltungsbebörden, und 
zwar nicht allein der ſtreitenden Gerichtsbarkeit im Strafverfahren, ſondern 
in weitem Umfange zugleich das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Der vorliegende Gul bezieht ſich alſo auf das ftreitige Gerichtsverfahren 
nur in einem verhältnißmaßig ſehr geringen Umfange. Es iſt der Regie⸗ 
zug der Gedanke gar nicht in den Sinn gekommen, daß es geboten wäre, 
mit Rückſicht auf die Reichsgeſetzgebung in ſtreitigen Angelegenheiten dieſes 
] Wie hätte fie auch dazu kommen follen, zu fürchten, 
daß man fie für in Opposition mit der Reichsgeſetzgebung ftebend halten oder 
glauben könnte, die Regierung traue dem Zuſtandekommen der Reichsgeſetze 
nicht. Gegenüber der ganzen Stellung und Thätigkeit der Regierung in 
dieſer Beziehung können derartige Befürchtungen und Verdachtsgründe gar 


nicht in Betracht kommen. Wenn das Gerichtsverfaſſungsgeſetz ins Leben 


tritt, fo wird die Folge keine andere ſein, als daß die Beſtimmungen der 
beuligen Vorlage im Allgemeinen ihre vollſtändige Bedeutung behalten und 
nur in dem geringen Theile eine Modification erleiden, der ausſchließlich von 
der Gerichtsbarkeit im Streitverfahren handelt. Ich beſtreite aber auch ent⸗ 
ichieden, daß dieſe Vorlage er abweicht von Beſtimmungen des Ge 
richtsverfaſſungsgeſetzes. Was als ſolche Abweichung erſcheint, hängt eben 
damit zuſammen, daß dieſe Vorlage ſich nicht auf das ſtreitige Gerichtsver⸗ 
— beſchränkt, ſondern auch die freiwillige Gerichtsbarkeit und das Ber: 
e 


en umfaßt. , 
Abg. Witt: Ich wende mich bauptſächlich gegen die Agitation, die in 


der Provinz Poſen von polniſcher Seite mit fo großer Ditentation in Preſſe 


und Vereinen gegen dieſe Vorlage in Scene geſetzt worden iſt. Dieſe Vor⸗ 

fe die polniſche Sprache in Poſen betrifft, nur den Zweck, 
einen ſchon jetzt thatſächlich beſtehenden Zuſtand geſetzlich zu regeln und zu 
firiren. Jeder redlich und human denkende Mann wird gewiß Sympathie 


baben, wenn ein Volk feine Nationalität und feine Sprache vertheidigt. 


Hier iſt aber dazu gar keine Veranlaſſung, derartige Agitationen wären nur 
dann am Platze, wenn es ſich um Maßregeln in Bezug auf die Sprachen⸗ 
frage in den Schulen handelte. Vor Allem ſollten aber die polniſchen 
Herren nicht vergeſſen, wie ſie ſelber gehandelt haben, als im Jabre 1807 
das Großherzogthum Warſchau geſchaffen wurde. Damals baden ſie nicht 
nur den arnlichen Gebrauch der deutſchen Sprache mit einem Schlage out, 
eboben, ſondern auch ſämmtliche deutſche Beamte ohne Weiteres beſeitigt. 

ieſe Vorlage entſpricht einem dringend 1 praktiſchen Bedürfniß 
und macht einem Zuſtande ein Ende, der die Behörden der Regierung oft 
geradezu unwürdigen Vexationen ausſetzte. 

Abg. Lyskowski: Die Motive zu dieſer Vorlage beginnen mit dem 
Satze: „Zu den Erſcheinungen, in welchen ſich das eigenthümliche Leben 
einer Nation kundgiebt, gehört in erſter Linie ihre Sprache.“ Dieſer Satz 
Debt im grellſten Widerſpruch mit dem Inhalt der Vorlage. Dies Geſetz 
will die Sprache und damit das eigenthümliche Leben der polniſchen Nation 
in den Provinzen Poſen und Schleſien vernichten; es bildet die zweite Etappe 
in dem bewußten und großen Vernichtungskampf gegen die polniſche Nation, 
nachdem man auf adminiſtrativem Wege die polniſche Sprache aus den Schu⸗ 
len grundsatzlich verdrängt hat. Sie hebt den unmittelbaren Verkehr der 
polniſchen Bevölkerung mit den Staatsorganen es auf. Dieſer Vernich⸗ 
tungskampf wird aber ein vergeblicher bleiben. lauben Sie nicht, daß 
Sie im Stande fein werden, die polniſche Bevölkerung in dieſen Provinzen 
durch die deutſche zu verdrängen oder zu erſetzen. Die deutſche Bevölkerung 
iſt weder ſo arbeitstüchtig (Widerſpruch links), noch ſo anſpruchslos, wie die 
polnische. Die Vorlage verletzt aber auch in directeſter Weiſe das auf der 
Baſis internationaler 7 beruhende Staatsrecht. In der Wiener 

chlußacte wird im Artikel 1 Alinea 1 den polniſchen Unterthanen Preu⸗ 
bens das Recht des amtlichen Gebrauchs der Sprache gewährleiſtet, und 
dieſes Recht iſt den Polen aufs feierlichſte beſtätigt worden durch den in die 
1818 iche Geſetzſammlung übergegangenen königlichen Erlaß vom 15. Mai 
bein Uebernahme des Großherzoglhums Posen, in der es ausdrücklich 
Verbande polniihe Sprache ſoll neben der deutſchen in allen öffentlichen 
tigung öffenen gebraucht werden.“ Dieſe Vorlage iſt alſo eine Vergewal⸗ 
wen SI garantirter Rechte. Wollen Sie etwa den polniſchen Kin⸗ 
lernen? Im ad aus dem Munde reißen, damit De nicht polnisch ſprechen 
wir gehen ene atmen des Völkerrechts und der menſchlichen Würde müſſen 
ae erbeben, attige politiſche Brutalität, wie fie dieſes Geſetz ausſpricht, 
ke 1 (Beifall dei den Polen.) : 
a eeneg gë Ich kann nicht ſagen, daß ich auf die eben gehörten 
u 3 5 N gewiſſen Freude antworte, denn ich kann verſichern, 
daß es mit em großen Theile meiner Freunde ergebt, ich habe volle 
perſönlichen Stimmung, wie fie in der eben ge 
gekommen iſt und ich reſpectire die natürlichen 


‚ Gefühle, welche aus derſelben dervorleuchteten; aber wie die Sachen einmal 
"teen, fo würde es in directem Widerſpruch mit den Intereſſen des preußi⸗ 


ſchen Staates ſein, wenn man den laut gewordenen Wünſchen nachgäbe und 
als Volksvertreter darf ich nach meiner Auffaſſun Gin a dere Nac cht 
: t D nder d 
nehmen, als die auf die Intereſſen des Staates. Die polniſchen Beitrebun: 
gen find den Intereſſen des preußiſchen Staates direct entgegenſtehend, und 
fie waren es von jeher, von dem Augenblicke an, wo der deutſche Orden 
ſeſten Fuß zu faſſen ſuchte. Zwei Jahrhunderte unterlag er allerdings der 
polniſchen Herrſchaft, und er hat dieſen Drug hart fühlen müſſen. Die 
brandenburgiſchen Kurfürſten und preußiſchen Könige tebrten endlich den 
Spieß um und brachten in dem Kampfe zwiſchen Germanismus und Slavis⸗ 
mus den erſteren zum Siege, und es iſt die Pflicht eines jeden preußiſchen 
Bürgers, fi) auf die Seite des Staates zu ſtellen. Der Herr Vorredner hat 
heute wiederum Gelegenheit genommen, wie dies von jener Seite ſchon jo 


oft geſchehen, Dé auf angebliche Rechtstitel zu berufen, die ſchon hier zu nit] S 


widerlegt worden ſind, aber da ſie einmal wieder hier auf die Tribüne hin⸗ 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


* 
Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Gett, 
Unftalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 8. März 1876. 


aufgezogen worden jo ſehe ich mich zu meinem Bedauern genöthigt, noch] den Polen, in die Kirche zu gehen und polniſch zu beten — die Prieſter beten 


eiumal darauf zurückzukommen. 5 

Vor allen Dingen beruſt man ſich auf den § 1 der Wiener Congreßacte 
vom 3. Mai 1815 und des hierauf folgenden Batents des preußiſchen Königs 
vom 15. Mai deſſelben Gamer Nun war jener Vertrag zwiſchen den drei 
Mächten Rußland, Preußen und Oeſterreich abgeſchloſſen, um ſich gegenseitig 
gegen Uebergriffe zu ſchützen, aber nicht war damit eine gemeinſame Abän⸗ 
derung ausgeſchloſſen, und in jenem Vertrag verſprach Rußland die Conſti⸗ 
tuirung des zu ihm gebörigen Theiles von Polen zu einem Königthum, 
während Preußen und Oeſterreich erklärten, in ihren Theilen Inſtitutionen 
einzuführen, welche dem Lande zum Heile gereichten. Nun iſt es aber doch 
klar, daß, wenn einer der contrahirenden Theile den Vertrag brach, die 
andern nicht mehr zum Halten deſſelben verpflichtet (Widerſpruch), und jenes 
iſt von Seiten Rußlands geſchehen. Preußen und Oeſtetreich hatten bier, 
nach entweder Rußland mit dem Schwerte zu zwingen, den Vertrag zu 
. oder den Vertrag überhaupt für hinfällig zu erklären. Daß ſie das 

etztere (baten und nicht gegen Rußland marſchiren ließen, war nach den 
Erfahrungen der polniſchen Revolution von 1830 ſehr begreiflich. Nach dem 
Patent vom 15. Mai wurde nun den Polen ihre Nationalität, die Zulaſſung 
(e Aemtern und Würden und eine probinzielle Verfaſſung verſprochen. Das 
etztere iſt nun auch vollſtändig im Jahre 1823 geſchehen, und der im erſten 
Theil des Verſprechens garantirte Zuſtand hat ebenfalls Jahre lang beſtan⸗ 
den. Ich will nun einmal annehmen, das Königswort, auf welches ſich 
jene Herren ſtets berufen, wäre der Geſetzgebung gegenüber völlig unantaſt⸗ 
bar, ſo muß ich doch darauf binweiſen, daß neben den gewährten Rechten 
auch als Pflicht den Polen auferlegt wurde, treue Unterthanen des Staates 
u ſein. Das Patent iſt in dieſer Beziehung alſo zweiſeitig, und wenn die 

flichten, wie es von der Seite der polniſchen Bevölkerung und ihrer Ver: 
tretung geſchehen iſt, nicht erfüllt werden, jo haben ſie auf jener Seite auch 
kein Atom mehr von Anrecht auf irgend einen Titel des Patents. Unter 
den Zuſchriſten an dieſes Haus befindet ſich auch der Brief des Herrn von 
Niegolewski, eines Bruders des Reichstagsabgeordneten und Sohn des 
Oberſten v. Niegolewski. Jener Herr erklärl, daß er feinem Vater auf dem 
Sterbebette verſprochen habe, an der polniſchen Sprache und den Beſtre⸗ 
bungen des Oberſten feſthalten zu wollen, und daß er desbalb ſich unter 
keiner Bedingung Et. lem Geſetze unterwerfen werde. 

W habe nun ſelbſt zur Zeit des Frankfurter Parlaments den Oberſten 
von Niegolewski gekannt, denn ich gehörte damals zu jenen gut geſinnten, 
aber ſchlecht unterrichteten Jünglingen, welche für eine Aufrichtung des 
Königsreiches Polen ſchwärmten. Damals ſprach ſich jener Oberſt mit hoher 
Begeiſterung dafür aus, daß, nachdem auf dem Wege der Revolution Deutſch · 
land und Polen die Ketten der Despotie abgeworſen hätten, fi: einträchtig 
zuſammengehen und demnächſt Polen in altem Glanz und alter Herrlichkeit 
wieder bereien müßten mit ſeinen alten Grenzen, die die ganze Hütte der 
Oſtſee incl. Danzig einſchließen ſollten. Wenn nun ſein Sohn pathetiſch 
ſich mit den Beſtrebungen ſeines Vaters eins erklärt, ſo kann ich als Preuße 
ſolchen Beſtrebungen doch unmöglich entgegenkommen. Weiter betonte 
damals der Oberſt, daß er dem Monarchen nicht nur in ſeiner Eigenſchaft 
als König von Preußen, ſondern auch als Großherzog von Poſen den Hul⸗ 
übersehen geleiſtet habe. Dieſer Illuſion geben ſich noch Viele hin und 
überſehen dadei, daß in dem erwähnten Patent ausdrücklich beſtimmt wird, 
ed Lei vollſtändig als Provinz dem preußiſchen Staate einverleibt werde 
und da 
in dem D es Titel iſt, wie z. B. die Markgrafſchaft Brandenburg, die 
aus dieſer Bezeichnung doch für ſich nicht eine beſondere markgrafſchaftliche 
Verfaſſung beanſpruchen kann. Wenn ſo die Vergangenheit der Vorlage 
durchaus nicht entgegenſteht, ſo prüfen Sie einmal, ob dieſes Geſetz der 
8 * a e Un rd d 1 — eu e RW 
einzig un in die Ei g der Sei piache, beſon ei 
Gerichten, und berührt weder die Schule noch die Kirche. Wenn nun des⸗ 
halb, weil nicht mehr in polniſcher Sprache proceſſirt werden kann, von der 
anderen Seite behauptet wird, die polniſche Sprache gehe in Rauch auf, ſo 
Scheint es wirklich, als ob das Proceſſiren der einzige Lebenszweck des pol: 
niſchen Elements Tt, (Obo!) Seit Jahrhunderten wird in der Kirche der 
Gottesdienſt in lateiniſcher Sprache gehalten, und da nun auf dem Gebiete 
des Staates die jetzige Vorlage geſchaffen wird, ſo lamentirt man, daß die 
polniſche Sprrche ruinirt werde. Ich bin überzeugt, daß mit der Einführung 
dieſes Geſetzes eine große Anzahl von Unzuttäglichkeiten beſeitigt werden 
wird, wie dies auch in den Motiven ausgeführt iſt. Uebrigens ſchließe ich 
mich dem Antrag der Verweiſung an eine Commiſſion an. 

Abg. v. Lubienski betont, daß die Vorlage das garantirte Recht der 
8 Nationalität und alle Forderungen der Humanität auf das 

granteſte verletze und bittet, das Geſetz abzulehnen. 

Abg. Hundt v. Hafften: Sie werden mir nicht das Zeugniß verſagen, 
daß ich nur ſelten das Wort ergreife; um ſo mehr fühle ich mich dazu ver⸗ 
pflichtet, wenn eine große Prinzienfrage ausgekämpft werden ſoll, welche 
Hunderttauſende von Menſchen in ihten taglichen Verhältniſſen berührt, 
meine Anſicht auszusprechen, auch wenn mir von polniſcher Seite zugerufen 
wird: Sie ſind ein Eingewanderter und kein Eingeborener, Sie haben nicht 
das Recht, wie wir als Autochthonen zu ſprechen. Der Geſetzentwurf enthalt 
nur ein Princip, das Princip nämlich, daß nach ſechszigjahrigem Beſinnen 
der preußiſche Siaat ſich endlich ermannt hat, zu erklären: in meinem Lande 
ſoll die deutſche Sprache die allein amtlich berechtigte ſein. In Weſtpreußen 

owohl wie in Schleſien bat eine derartige Gleichberechtigung niemals exiſtirt. 

er Vorſicht halber bemerke ich jetzt gleich zu Anfang, daß, wenn ich von 
„polniſchen Herren“ ſpreche, ich unmöglich Mitglieder dieſes hohen Hauſes 
meinen kann (Große Heiterkeit), denn innerhalb des preußiſchen Abgeordneten ⸗ 
bauſes kenne ich nur preußiſche Vertreter. Zur Orientirung geſtatte ich 
mir die allgemeine Bemerkung, daß nach der gewandten Agitation dieſer 
polniſchen Herren mit Hilfe der katholiſchen Prieſterſchaft nicht blos in Zeien, 
ſondern auch in Weſtpreußen und Schleſien 1547 Petitionen, meiſt gleich⸗ 
lautend, viele von Kindern unterzeichnet, einige von Frauen, die meiſten mit 
Kreuzen bezeichnet, hier in das Haus geſchleudert worden und mit 332,000 
Unterſchriften bedeckt ſind (Hört). Gegenüber den Declamationen. die wir 
heute hören mußten von Naturrecht, Verletzung des menſchlichen und gött⸗ 
lichen Rechts, Brechen des Worts, politiſcher Brutalität und Befinden auf 
dem Holzwege (Große Heiterkeit), wir wollten ihnen die Zunge aus dem 
Leibe ln und anderen exaltirten Ausſprüchen bitte ich die Staatsregierung, 
das Wort des Fürſten Bismarck vom 9. Februar 1872 einzulöſen, wo er 
erklärte: „Die polniſchen Herren werden uns mit weiteren Anträgen zu 
Gunſten ihrer Nationalität und Sprache kommen, wir werden ihnen mit 
Anträgen zu Gunſten der Deutſchen entgegentreten.“ 

Sie werden doch wohl zugeſteben, daß ohne Regelung der Sprachenfrage 
an eine Selbstverwaltung in Zeien überhaupt nicht zu denken ift; wie ſollte 
dies überhaupt moglich ſein, wenn in dem Kreisausſchuß in zwe Sprachen 
plaidirt wird und Jemand, nachdem er in fließender Sprache eine zweiſtün⸗ 
dige deutſche Rede gehalten, dieſelbe ins Polniſche überträgt, obgleich nach 
den Ausführungen des Grafen Königsmarck, des früheren Oberpräſidenten 
der Provinz, der Theil der polniſchen Bevölkerung, welcher nicht deutſch 
ſpricht, ein berihmindender iſt. Wir legaliſiren ja durch dieſes Geſetz über: 
haupt nur einen Zuſtand, der in der Provinz Poſen ſchon facliſch beſteht. 
Wohin alle Agitationen gehen, das erſicht man aus den Reſolutionen einer 
Volksverſammlung bei Pinne, worin dieſelbe erklärt, dem Papſte treu bleiben 
zu wollen in ſeinem Verhäliniſſe dem Staate gegenüber, und als zu erſtre⸗ 
bendes Ziel die confeſſionelle und ſpeciell polniſche Schule auf religiöjem und 
nationalem Grunde hinſtellt. Als Vermütelung zwiſchen Polonismus und 
Ultramontanismus ſoll die polniſche Sprache natürlich immer gelten, wobei 
De ihr, Gebiet ſoweit ausdehnen, daß die Agitatoren ſogar den deuiſchen 
Katholiken das Wort „polniſch“ und „katholiſch“ als ſynonym darſtellen, 
wenn fie dieſelben für ihre Zwecke einzufangen ſuchen (Heiterkeit). Was nun 
die Berufung auf die Wiener Congreßacte anlangt, ſo ſollen durch das an⸗ 


gefübrte Patent dom König von Preußen den Polen nationale Inſtitutionen 
zugeſagt ſein. Nun, es will Ihnen ja auch Niemand verwehren, die polniſche 
Sie haben auch Pflichten dem 
d v dre Vater⸗ 
ſprache ſollten Sie doch wenigſtens lernen. (Heiterkeit.) Wer verwehrt denn 


als Ibre Mutterſprache zu ſprechen, aber 
taate Preußen gegenüber; dieſer iſt Ihr Vater geworden und 


die Bezeichnung dog dien Peſen“ eine inhaltsloſe Formel] a 


mit dem preußiſchen Staate vereinigt zu ſein.“ 


ja lateiniſch — und in der Familie Watt des franzöſiſchen Papperlapapp 
(Heiterkeit) das Polniſche zu cultiviren? Sie haben eine polniſche Preſſe, 
polniſche Vereine, die die ganze Provinz mit einem dichten Netz überziehen, 
in Poſen ein polniſches Theater, das nicht einmal die Deutſchen haben, trotz⸗ 
dem ſchreit man beſtändig nach Gleichberechtigung. 

Wie kann denn von einer Gleichberechtigung überhaupt die Rede ſein, 
wenn auf der andern Seite das fortwährende Beſtreben beſteht, die Pflichten 
zu verletzen und wo der andere Contrahent nicht ehrlich iſt? (Obo! bei den 
Polen.) Zwiſchen der Proclamation von 1815 und heute liegt die preußiſche 
Verfaſſung und die Aufrichtung des Deulſchen Reiches, und es iſt wirklich 
einmal Zeit, aus der Sentimentalität berauszutreten und reinen Zug zu 
machen. Man wird mir allerdings wieder vorwerfen, daß ich als Autochthon 
die polniſche Geſchichte nicht kenne; aber mir ſcheint, daß die Polen felbft 
fie noch weniger kennen, wenigſtens haben fie aus ihrer ganzen Geſchichte 
ſehr wenig gelernt. (Sehr wahr!) Sie ſprechen immer von der polniſchen 
Wiſſenſchaft, und doch haben Sie nicht einmal ein polniſches Recht; denn 
die höhere Gerichtsſprache iſt die lateiniſche, und was die niedere mit ihren 
argumentis ad hominem (mit einer Handbewegung des Schlagens) betraf, 
fo ſind wir froh, daß wir dieſelbe losgeworden find. (Große Heiterkeit.) Die 
ſchwächlichen Anſchauungen des Abg. von Cuny in Bezug auf den Wider: 
ſpruch dieſes Geſetzes mit der Gerichtsverfaſſung kann ich durchaus nicht 
theilen, und ich bitte Sie deshalb, die Vorlage nicht in einer Commiſſion zu 
vergraben, ſondern bald vor das Haus zu bringen. Sie wollen die Stär⸗ 
kung der deutſchen Einheit und Kraft, gewähren Sie uns auch die Mittel, 
ihr einen geſetzlichen Ausdruck zu ſchaffen, und machen Sie einem Zuſlande 
ein Ende, der die 8 Nachtheile in der Provinz zur Folge hat. Glau⸗ 
ben Sie mir, daß Sie durch die Annahme dieſes Geſetzes vielmehr zur Be⸗ 
trubigung und Sicherung beitragen, als wenn Sie einen zweifelhaften Zus 
ſtand, wie er jetzt exiſtirt, auf ſich beruhen laſſen. (Beifall) 

Abg. v. Gerlach hält die Annahme der Vorlage für ſehr bedenklich, da 
dieſelbe nicht allein die Rechte der polniſchen Unterthanen verletze, ſondern 
auch die Autorität des Königs gefährde, indem ſie das der polniſchen Be⸗ 
völkerung gegebene königliche Wort, das ihr Recht auf den Gebrauch ihrer 
Sprache gewahrt werden ſolle, illuſoriſch mache. Der Redner wendet ſich 
ſodann gegen die geſchichtlichen Ausführungen des Abg. v. Sybel, bleibt 
jedoch bei der ſteigenden Unruhe des Hauſes auf der Journaliſtentribüne 
völlig unverſtändlich. 

Abg. Welter: Das vorliegende Geſetz würde auch den Theil der Wallonen 
treffen, welcher in der Rheinprovinz feinen Wohnſitz hat und der franzöſiſchen 
Nationalität angehört. Denſelben iſt aber geſetzlich zugeſichert, daß fie vor 
Gericht der franzöſiſchen Sprache ſich bedienen dürfen. Die gegenwärtige 
Vorlage iſt, wir dürfen das offen ausſprechen, in erſter Linie durch die poli⸗ 
üſche Rückſicht auf die Polen, ſpeciell des Großherzogthums Poſen, veranlaßt 
worden und bat die Aufgabe, die bisherige Sonderſtellung der Bewohner 
polniſcher Nationalität in Bezug auf ihre Sprache, ſobald amtliche und ge⸗ 
richtliche Verhandlungen in Frage kommen, dahin zu regeln, daß fortan nur 
die deutſche Sprache hier zuläſſig iſt. Man bat uns von polniſcher Seite 
den Vertrag zwiſchen Rußland und Preußen entgegengehalten über die Thei⸗ 
lung des Großherzogtbums Warſchau, nach welchem keinerlei Beſtimmungen 
getroffen werden ſollten, die der polniſchen Nationalität Eintrag tbäten. In 
dem Verfaſſungsſtaate ſchon des Deutſchen Bundes, noch mehr des Deutſchen 
Reiches ` ui eine ſolche Sonderstellung eines einzelnen Theiles nicht moglich; 
ihr Vorhandenſein würde der Exiſtenz des Staates ſelbſt gefährlich ſein. Ein 
Recht der Polen iſt jedenfalls aus dem erwähnten Vertrage nicht anzuer⸗ 
kennen, da Alles in das Belieben der Contrahenten geſtellt iſt. Wenn da⸗ 
mals die Ausführung dieſes Vertrags Sonderrechte für die Provinz feſtſetzte, 
jo, war das geſtattet durch den Ausfluß der Souderänetät des Königs. Heute 
wird die Gouderänetät geübt durch König und Landtag und es ſteht uns 
daher das Recht zu, in Bezug auf dieſes Sprachverhältniß eine Abänderung 
zu treffen, wenn die beſtebenden Zuſtände ſich inzwiſchen fo geändert haben, 
daß gegenwärtig ein Bevoͤlkerungsverhäliniß in der Provinz Poſen don 
800,000 Polen zu 700,000 deutſchen Einwohnern beſteht. Ein Verbältniß, 
wie es damals lediglich mit Rückſicht auf eine ausſchließlich polniſche Be⸗ 
völkerung angenommen wurde, kann alſo bei der eingetretenen Natıonals 
ſprachen⸗Miſchung nicht mehr jortbeiteben. Man würde es vielleicht beibe⸗ 
balten können, wenn die polniſche Bevölkerung eine ſolche wäre, die, wenn 
auch in der Sprache verſchieden, doch im Nationalitätsgeiühl vollſtändig in 
Verbindung mit dem preußiſchen Staate ſtande. Das iſt aber leider nicht 
der Fall, beſonders bei denen nicht, die ſich hier ſtets als Vertreter des 
polniſchen Volkes geriren. e 

Ich erinnere Sie nur an die Worte des Abgeordneten v. Jasdzewski von 
voriger Seſſion: „wir halten die Geſetze, fo lange wir das Unglück haben, 
ö } Einer derartigen Partei 
gegenüber iſt es für uns ein Gebot der Selbſterhaltung, dieſe Sonderſtellung 
zu bejeitigen; und in dieſer en erkenne ich das Vorgehen der Staats⸗ 
regierung als vollſtändig unanfechtbar an. Das ſchließt aber ganz und gar 
nicht ein, daß ich mit dieſem Entwurf auch nur in feinen leitenden Grund⸗ 
ſätzen übereinſtimmen fol. Ich kann es allerdings als einen ganz erlaubten 
Zweck des Geſetzes binitellen, durch die Verbreitung der deulſchen Sprache, 
durch die Einführung einer fremden Bevölkerung zu einer doppelſprachigen 
eine Etappe zu bilden zur Germaniſirung. (Sehr richtig! links.) ‚Eine 
Bevölkerung, die zunachſt zwei Sprachen annimmt, wird durch die Macht 
der Verhälimniſſe ſchließlich gezwungen werden, die Sprache, tn der fie weniger 
Verbindung und Verkehr hat, abzuwerfen und Dä der herrſchenden anzu⸗ 
ſchließen. Man darf aber die gegenwärtig der deutſchen Sprache nicht 
mächtige Bevölkerung nicht einfach mundtodt machen. Das Geſetz geht der 
Entwickelung um praeter propter fünfzig Jahre voraus, denn zunächſt liegt 
die Erzielung einer allgemeinen Kenntniß der deutſchen Sprache nicht in der 
Möglichkeit dieſes Geſetzes, dazu lann nur die Schule und auch dieſe nicht 
allein, beitragen. Wir Deutſche find ein coloniſatoriſches Volk im Gegenſaßz 
zu den Franzoſen, die in 150 Jahren die Elſaſſer nicht zu franzöſiren ver⸗ 
mochten. Die überwältigende Macht der deutſchen Bildung und die Vor⸗ 
theile, die die deutſche Sprache gewährt, wird in Verbindung mit der Schule 
erreichen, was der Geſetzentwurf erreichen will. Das vorliegende Geſetz be⸗ 
ſtimmt, daß alle Gerichtsſitzungen in deulſcher Sprache ſtaltfinden müſſen, 
alſo Protokolle, Verhandlungen über Proceſſe u. ſ. w. nur in Bender ` 
Sprache aufzunehmen ſeien. Eine Ausnahme iſt nur für Verbandlungen 
gegeben, die keine Gerichtsſitzung betreffen, alſo Zeugenverbör und namentlich 
das große Gebiet der jreimilligen Gerichtsbarkeit. Ich glaube aber, daß die 
Grundſätze, die dieſer Geſetzentwurf bezüglich der Gerichtsſprache enthält, 
nicht die richtigen ſind. 

Die neue Gerichtsorganiſation führt ja einzelne Richter im Gegenſatz zu 
den Collegialrichtern ein. Der Einzelrichter muß aber auf die Sprache der 
Bevölkerung eingehen und in ibrer Sprache auch Urtbeile geben können, 
wobei ich mich auf das für die Wallonen ausgeführte Präjudiz beziehen kann, 
bei denen es geſtattet iſt, daß auch der Friedensrichter das Urtheil in fran⸗ 
öſiſcher Sprache fällen darf. Eine ſolche Trennung in Rückſicht auf die Ver⸗ 
chiedenheit der Gerichtsorgane wäre auch für Poſen anzuwenden, und es 
wäre für die Staatsregierung ein Zwang gegeben, in ſolchen polniſchen 
Kreiſen polniſch redende Richter anzustellen. Ferner, meine ich, wird dieſer 
Geſetzentwurf die Intereſſen nicht nur der polniſchen, ſondern jeder fremd⸗ 
ſprachlichen Bevölkerung ſchädigen. Bekanntlich haben die Gerichte im Bezirk 
der allgemeinen Gerichtsordnung einen großen Theil der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit; z. B. können Teſtamente nur vor den Gerichten aufgenommen 
werden; und nun will man die Betreffenden zwingen, vor Gericht ein Teſta⸗ 
ment zu errichten, wenn der betreffende Gerichtsbeamte auch kein polniſch 
verſteht. Man verlangt, daß fie ſich auf den Dolmetſcher verlaſſen, der da, 
wo es auf das Wort des Teſtators ankommt, doch eine unzuverläſſige Perſon 
ut. Wir müſſen entſchieden in dieſer Beziehung mit der gerichtlichen Orga⸗ 
niſation warten, bis die Reichsjuſtizgeſetzgebung darüber entſchieden bat und 
wir nach dem localen Verhältniß der fremden Sprache Aenderungen ein⸗ 
treten laſſen lönnen. Weſentlich iſt in dem Entwurf die Anordnung, daß 
die deutſche Sprache die ausſchließliche Geſchäſtsſprache aller Beamten, Be⸗ 
börden und politiſchen Körperſchaften fein ſoll. Zu dieſen Körperſchaften ge⸗ 
bören auch die Communalvertretungen, und es würde eine Folge des Ges 


und 


E fall im 


der katholiſchen Kirche ebenſo gegangen wäre, daß au 


Jetzes fein, daß In den ganz polniſchen Diſtricten die Vertretung ausſchließ⸗ 
lich in die Hände der deutſch verſtehenden Juden gelegt würde. Macht eine 
des Deutſchen kundige Perſon eine fremdſprachige Eingabe, fo kann fie in 
Ordnungsſtrafe genommen werden, it ſie der deutſchen Sprache nicht kundig, 
dann wird die Eingabe einfach zurückgegeben. 

Ich beziehe mich hier auf die Verhanzlungen im Herrenhauſe, wo der 
Oberſtaatsanwalt von Wever, der doch gewiß kein Reichsfeind iſt, dieſe Be: 
ſtimmung mit der größten Entſchiedenheit bekämpfte. Und dieſe Anordnung 
ſtellt in der That den Geſetzgeber auf den Standpunkt, daß er das Vorhan⸗ 
denſein einer fremdſprachigen Bevölkerung überhaupt ignorirt und daß er 
derſelben die deutſche Sprache durch ein Geſetz beizubringen glaubt. Auch 
der perſönliche Einfluß des einzelnen Beamten kann dabei nicht von Bedeu⸗ 
tung werden und wenn man ihm die Möglichkeit nimmt, der Bevölkerung in 
ihrer eigenen Sprache entgegenzutreten, jo wird dadurch das deutſche Staats⸗ 
intereſſe mehr geſchädigt, als das deutſche Sprachintereſſe gefördert. Ich bin 
gewiß ein ſo warmer Patriot wie irgend einer, ich glaube aber, daß wir das 
Nationalgefühl, das vor 1870 unterdrückt war, nun nicht ſo überſpannen 
dürfen, wie es in dem vorliegenden Geſetz und namentlich in ſeinen Motiven 

eſcheben iſt. Ich würde daher mit Herrn von Cuny, und jelbit auf die 
Gefahr bin, mir von meinem verehrten militäriſchen Lehrer Herrn Hundt 
von Hafften den Vorwurf eines ſchwächlichen Mannes zuzuzieben, entſchieden 
8 d Hafe Amendirung des Geſetzes in der Commiſſion anempfeblen. 
(Beifall. 

Abg. Hamkens beantragt, um die Möglichkeit zu gewähren, alle durch 
die Vorlage berührten Grenzdiſtrikte in der vorberathenben Commiſſion ver⸗ 
treten zu laſſen, die letztere aus 21 Mitgliedern zuſammenzuſetzen. 

Das Haus tritt dieſem Antrage bei. x 5 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetz⸗Entwurfs über die Aufſichts⸗ 
rechte des Staats bei der Vermögens⸗Verwaltung in den katho⸗ 
liſchen Diöceſen. 5 ; 

Gegen die Vorlage And zum Worte gemeldet die Abgg. Reichenſperger, 
Dauzenberg, von Schorlemer Alſt, von Pa ddt Windthorſt (Meppen) und 
Ur. SS für dieſelbe die Abgg. Dr. Petri, von Sybel, Haucke und 


r. Hänel. 

Abg. Reichenſperger: Das vorliegende Geſetz bat die Eigentdümlich⸗ 
keit, daß feine Motivirung einen biſtoriſchen Rückblick auf den Ent wickelungs⸗ 
gang der kirchenpolitiſchen Verdälſniſſe nothwendig gemacht hat. Da iſt es 
für mich denn erfreulich, daß die hier ſo oft gehörte Behauptung, die früheren 
Zuſtände ſeien im Jahre 1850 durch die Biſchöfe unter Ausbeutung einer 

otblage des Staates hergeſtellt worden, in dieſen Motiven nicht nur aus 
drücklich widerlegt, ſondern daß darin ausgeſprochen wird, jene Zuſtände ſeien 
einſeitig durch die Staatsbeböreen und nicht allein unmittelbar nach dem 
Jahre 1848, ſondern zum Theil weit ſpäter in den Jahren 1858 und 1864, 
ja ſelbſt noch 1868, nämlich für Hohenzollern, die Provinz Sachſen und die 
annectirten Gebiete bergeftellt worden. Vor einigen Jahren hat man be⸗ 
gonnen, dieſen 18jährigen, für Staat und Kirche gleich förderlichen Zuſtand 
in das gerade Gegenteil, die Selbſtſtändigkeit der latholiſchen Kirche in die 
ſtärkſte Art der Bevormundung zu verändern. Unverſtändlich iſt mir dabei 
ſtets die Haltung der Majorität des Hauſes geblieben, welche einſt die abſo⸗ 
lute Trennung von Staat ünd Kirche auf ihr Programm geſchrieben batte, 
weun ich nicht annehmen ſoll, daß dieſes Programm von vornherein nichts 
anderes bedeutet bat, als den kirchlichen Intereſſen möglichſt Abbruch zu thun. 
Guſtimmung im Centrum.) Heute, m. H., wird wieder ein neuer Stein in das 
taatsbevormundungsgebäude gefügt, angeblich wieder aus Wohlwollen für 
die katholiſche Kirche und im Intereſſe des katboliſchen Volkes, welches die 
Staatsregierung anſcheinend allein zu erkennen im Stande iſt. Den Maß⸗ 
Hab für die Beurtheilung dieſes Wohlwollens der Staats⸗Regierung für uns 
bietet das Altkatholiken⸗Geſetz, welches einen zum Altkatholieismus über⸗ 
getretenen Pfründen⸗Jnhaber im Beſitz und Genuß feiner bisherigen Pfründe 
ſchützt; dieſen Maßſtab bietet uns ferner das Reſeript des Cultusminiſters, 
welches einem allkatholiſch gewordenen Domherrn den Beſitz ſeiner Doms 
pfründe ſichert und feine Ann Ma zu den Berathungen und Sitzungen des 
Domcapitels erzwingt; dieſen Maßſtab bietet endlich das dem Patron einer 
verwaiſten Pfarrei — er mag Chrift ſein oder nicht — gegebene Recht der 

Beſtellung des Pfarrers mit Zuſtimmung des Oberpräfiventen. i 

Nun weiter meine Herren, die Regierung hat kein Bedenken gehabt, dieſes 
Geſetz gleichzeitig mit dem über die evangeliſche Kirchenverfaſſung dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe vorzulegen. Nun bin ich nicht mehr überraſcht, gleiche Dinge 


von ihr ungleich behandelt zu ſehen. Ich habe dieſe Erfahrung bereits ge: 


macht, als die evangeliſche Kirchengemeinde⸗Ordnung dem Hauſe vorgelegt 
und vom Miniſtertiſche erklärt wurde, daß das Haus zur Abänderung der 
vorgeſchlagenen Organiſation incompetent ſei, weil es ſich um innere An⸗ 
gelegenbeiten der evangeliihen Kirche handele, während man ein Jahr ſpäter 
das Geſetz über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens einbrachte, 
und die dort entworfene Organiſation für eine landesgeſetzliche Aufgabe er⸗ 


klärte. Man geht jetzt auf dieſem Wege weiter! § 1 unterwuft der Aufſicht 


des Staats, die zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schutzzwecken und unter die 
Verwaltung oder Aufſicht kirchlicher Organe geſtellten Anſtalten, Stiftungen 
Fonds, obwohl das Geſetz feiner Ueberſchrift nach nur die Aufſichts⸗ 
rechte des Staats bei der Verwaltung des Didceſanvermögens betrifft. Das 
eigentliche sedes materiae iſt indeſſen $ 2 und nun vergleichen Sie ihn mit den 
analogen Beſtimmungen der evangeliſchen Synodalordnung! Nr. 1 ſchreibt 
die ſtaatliche 3 vor zu dem Erwerb, der Veräußerung und der 
dinglichen Belaſtung von Grundeigenthum, ſowie zur Veräußerung dinglicher 
Rechte an Grundſtücken. Dieſer letztere Zuſatz fehlt in dem andern Geſetz. 
Die Nr. 3 erfordert die ſtaatliche Genehmigung zu der Kündigung und Ein⸗ 
ziehung von Capitalien — eine Beſtimmung, die in dem Geſetz für die evan⸗ 
geliſche Kirche ebenfalls durch Abweſenheit glänzt. Artikel 9 der Synodal⸗ 
ordnung nimmt die Befugniß zur Veranſtaltung don Hauscollecten ausdrück⸗ 
lich von den an die Genehmigung der Staatsregierung gebundenen Samm⸗ 


lungen aus: die Nr. 8 des § 2 dieſes Geſetzes kennt dieſe Ausnahme nicht! 


(Hört! im Centrum.) 
Eine ſchreiende Ungerechtigkeit, wie fie einzelne Regierungspräſidenten in 
der Rheinprovinz, beſonders der jetzige Dberpräfivent von Heſſen⸗Naſſau durch 
Erlaß von Pelizeiordonnanzen im vorigen Jahre begangen haben, wird bier⸗ 
mit geſetzlich ſauctionirt. In nicht geringerem Widerſpruch ſtehen die 
Nummern 9 und 10 mit Artikel 22 der Synodalordnung. § 4 verlangt die 
Vorlegung der Etats ſolcher Verwaltungen, welche Zuſchüſſe aus Staats⸗ 
mitteln erhalten. Dieſe Beſtimmung iſt auf die Verhältniſſe des linken Rhein⸗ 
ufers bezeichnet, wo dem Staat nach Confiscation des Kirchenguts die Gr 
haltung des katholiſchen Cultus obliegt. Obſchon dort durch das Brotkorb⸗ 
geſetz alle Staatszuſchüſſe geiperrt find, wird man aus der Thatſache, daß fie 
auf dem Etat figuriren, Veranlaſſung nehmen, ſeine Genehmigung von den 
willkürlichſten Abänderungen abbängig zu machen. Und ein Geſetz, welches 
Recht und Rechtsbegriffe in dieſer Weiſe auf den Kopf ſtellt, ſoll ein Friedens⸗ 
geſetz, ein organiſches Geſetz ſein! Ich wünſchte, daß die Regierung gegen⸗ 


über den bier vorgeſchlagenen Exemtionen ſich doch die Thatſache vergegen⸗ 


wärtigte, daß ein Theil der katholiſchen Biſchöfe bereits abgeſetzt iſt, daß ein 

anderer jetzt vor dem hohen Staatsgerichtshofe steht, daß hinter allen der 

Aſſeſſor Himby mit ſeinen Genoſſen lauert, um die Verwaltung von Staats⸗ 

wegen in die Hand zu nehmen. Da erinnere ich Sie denn nur an die Ver: 

waltung des Invalidenfonds! (Unruhe links) Ich glaube, wenn wir uns 
auf 1 — eer fo iſt nicht Alles gut im Staate Preußen! (Bei: 
entrum. 

Cultusminiſter Falk: Der Vorredner hat feine Ausführungen damit 
begonnen, daß er Mie dieſes Geſetz ſei wiederum motivirt mit dem außer⸗ 
ordentlichen Wohlwollen der Staatsregierung für die katholiſche Kirche und 
deren Glieder. Er hat dann ſeine Gloſſen an einzelne Beſtimmungen des⸗ 
ſelben angeknüpft, um zu zeigen, was für ein Wohlwollen das ſei. Dieſe 
Bemerkungen waren rein tactiſcher Natur, blos, um vor dem Lande wieder 
einmal ſagen zu können: Seht, was für eine böje Regierung wir haben! 
(Sehr wahr!) Es iſt aber nicht wahr, daß dieſes Geſetz mit der Benevolenz 


der Staatsregierung motivirt iſt, ſondern es iſt unumwunden ausgeſprochen 


worden, daß es ſich bier um Rechte handelt, welche der Staat haben muß. 
Was den Fall des Domberrn von Richthofen betrifft, fo iſt dieſer ja hier 
und im anderen Hauſe auch von mir ſelbſt vielfach erwähnt worden und ich 
habe offen ausgeſprochen, daß der der alikatboliſchen Gemeinſchaft Angehörige 
von der Staatsregierung nicht als Nichtkatholik behandelt werden könne. Es 
it das ja ein immer wiederholter Satz geweſen (ebe richtig! links) und 
dem entſprechend iſt auch bei dem Fall Richthofen verfahren worden; die 
Regierung wäre inconſoquent geweſen, wenn ſie anders gehandelt hätte. 
Der Vorredner warf uns wieder vor, dieſer Geſetzentwurf und die General⸗ 
Synodalordnung meſſe mit verſchiedenem Maße. Eine vollſtändige Ueberein 
ſtimmung der Beſtimmungen an beiden Orten wäre nur dann recht und ges 
recht, wenn die Verbältniſſe ſelbſt übereinſtimmend wären. Aber die evange⸗ 
liſche Kirche lag ſiets und liegt noch immer in den Banden des Staates und 
es handelt Dé eben jetzt darum, aus dieſen Banden, fie theilweiſe wieder 
herauszuwickeln. Natürlich muß bier die Form des Geſetzes eine andere 
ſein als bei einer Organiſation, der dieſe Verbindung niemals beſchieden 
war. Wenn man dem Vorredner vorſchlagen wollte, ſich zu denken, daß es 
ſie in die Bande des 
Staates gekommen wäre, er würde dieſen Gedanken gewiß perhorres ciren 


führen, daß der geringe Vortheil, der der anderen Kirche erwächſt, weil fie 
bisher im ſchweren Nachtheil geweſen iſt, der ka:holiſchen Kirche verſagt bleibt. 

Der Vorredner hat demnächſt gänzlich überjeben, daß die Kirchenbehörde 
der evangeliſchen Kirche auch künftig noch in einer ſehr engen und genauen 
Beziebung zum Staate bleibt, daß vor allen Din gen die Etats, die für dies 
ſelbe aufgeſtellt werden, nach wie vor Staats⸗Etats ſind. Sodann hat ja 
auch die evangeliſche Kirche gar keine Dotation und das iſt eben die Vor⸗ 
ausſetzung derartiger Beſtimmungen, wie ſie in dieſem Geſetze enthalten ſind. 
Dieſe Erwägungen hätte doch der Vorredner ein wenig in Betracht zieben 
ſollen, er wäre dann nicht wieder mit dem ſchon ſo oft vorgebrachten und 
wirklich verbrauchten Vorwurf einer ungleichen Behandlung beider Kirchen 
gekommen. Wenn er trotzdem dieſen Vorwurf noch aufrecht erhalten, ſo 
wäre ich allerdings berechtigt, ihm einfach das zuletzt gegen mich ausge⸗ 
ſprochene Wort der Excentricität zurückzugeben. Das Haus hat freilich ſein 
ernſtes Wort ausgeſprochen gegenüber den Verdächtigungen, die an die Be⸗ 
legung der Gelder des Invalidenfonds geknüpft worden find. Wir wiſſen 
aber Alle, daß der Abg. Reichenſperger und ſeine Anſchauungsgenoſſen in 
dieſer Sache nicht auf dem Standpunkt der großen Mehrheit des Hauſes ſich 
befinden, ſondern daß bei ihm dieſer Hinweis auf den Invalidenfonds einen 
ſehr ſchweren Vorwurf bedeutet, allermindeſtens den der mangelnden Sorg ; 
falt eines guten Hausvaters für das ihm anvertraute Gut, und dieſen Vor⸗ 
wurf ſchleudert der Abg. Reichenſperger ohne jeden Anhalt gegen einen der 
gewiſſenhafteſten Staatsbeamten, der dieſe Gewiſſenhaftigkeit unter den leb⸗ 
bafteſten Kämpfen und gegenüber den leidenſchaftlichſten und zum Theil 
unwürdigſten Angriffen täglich bewährt. M. H., ich glaube, Ihr Urtheil 
darüber iſt ſicher fertig. (Beifall links.) 

Dr. Petri: Auf mich haben die Ausführungen des Abg. Reichen⸗ 
ſperger den Eindruck von alten Bekannten gemacht. So lange Art. 15 der 
Verfaſſung beſtand, konnten durch eine ſchlechte Praxis weſentliche Hoheit 
rechte des Staates wohl verdunkelt, aber nicht aufgehoben werden; das letztere 
kann nie geſchehen. Nach Aufhebung dieſes Verfaſſungsartikels iſt aber auch 
jeder Schein eines Grundes beſeitigt, daß das vorliegende Geſetz unberech⸗ 
tigt ſei. Dieſer Geſetzentwurf greift auch nicht in die inneren Verhältniſſe 
der katholiſchen Kirche ein, denn die Aufgabe einer Kirche kann doch nur die 
ſein, den Inhalt der Religion ihren Angebörigen faßbar zu machen. 
vorliegende Geſetz überläßt ſelbſt die nicht zu den rein inneren Angelegen⸗ 
heiten der Kirche gehörige Bildung der kirchlichen Organe der Kirche allein. 
Wenn bier ein Cingrift des Staates hätte gemacht werden ſollen, fo hatte 
das canoniſche Recht in den Beſtimmungen des Tridentinums über die Mit⸗ 
wirkung der Domcapitel und einzelnen Geistlichen bei der Verwaltung des 
Diöceſanvermögens einen Anbalt geboten. Ich billige das Verfahren, daß 
hiervon kein Gebrauch gemacht worden iſt, weil ich auch eine partielle Aner⸗ 
kennung des canoniſchen Rechts Seitens des Staates nicht wünſche. Der 
preußiſche Staat wird keinen der vom Abgeordneten Reichenſperger empfoh⸗ 
lenen Wege zum Frieden einſchlagen, er wird weder Concordate mit Rom 
abſchließen noch die Maigeſetze aufheben, denn jeder dieſer Wege würde nach 
Canoſſa führen. Aus den Ausführungen des Abg. Reichenſperger, daß die 
ganze bisherige Verwaltung des Diöceſanvermögens von den Biſchöfen ge: 
bildet ſei, folgere ich, daß der bisherige Zuſtand nichts war, als eine Contis 
nuation biſchöflicher Allmacht und minifterieller Conivenen. In Hannover 
und namentlich in Naſſau weiß man davon ein Lied zu ſingen. In Naſſau 
bat es zu einer vollſtändigen Verwirrung der Rechtsbegrißfe geführt. ie 
herzogliche Verordnung vom 9. October 1827, welche einen katholiſchen Cen⸗ 
tralkirchenfonds zu Staatszwecken unter der Verwaltung der Regierung ſchuf, 
wurde unter dem Miniſter Mühler nach der Dictaturperiode aus dem Wege 

eſchafft und die Verwaltung des eine halbe Million Thaler betragenden 
Fonds der bischöflichen Behörde in Limburg übertragen. 

Die Folge davon iſt, daß bis heute die Gerichte das Recht des biſchöf⸗ 
lichen Ordinariates zur Vertretung des Fonds nicht anerkennen, derſelbe alſo 
ohne jegliche Vertretung iſt. Die frühere Counivenz in Betreff der Staats: 
hoheitsrechte hat viel zum jetzigen Conflicte beigetragen; hätte der Staat 
immer bon feinen Rechten Gebrauch gemacht, jo würden die jetzigen Plus⸗ 
forderungen nicht gekommen fein. Die Nothwendigkeit des gegenwärtigen 
Geſetzes kann alſo nicht beſtritten werden. Man könnte ja über den einzu⸗ 
ſchlagenden Weg ſtreiten und glauben, man müſſe auf dem Wege des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. Juni v. J. fortſchreiten, indem man das Laienelement zur 
Verwaltung des Dibceſanvermögens heranzieht und die Aufſichtsorgane des 
Staates nur bei relevanten Verwaltungsacten eingreifen läßt. Ich hätte 
gewünſcht, daß man dieſen Weg betreten hätte, denn ich ſehe darin die 
ſicherſte Garantie gegen die Wiederkehr der bisherigen Zuſtände und das 
beſte Mittel gegen den Krebsſchaden der römiſchen Kirche, die Hierarchie. 
Ich verkenne aber nicht die praktiſchen Schwierigkeiten, welche dann bei der 
Durchführung entſtanden wären und welche die Motive mit Recht bervor⸗ 
heben. Ich begebe mich daher auf den Weg des Entwurfes, welcher die Ver⸗ 
waltung des Diöceſanvermögens nicht den ſtaatlichen Behörden unter Mit⸗ 

wirkung der geiftlihen Behörden überträgt, ſondern die Verwaltung der 
Kuche überläßt und nur ein ſtrenges Auſſichtsrecht des Staates conſtituirt. 
Hinſichtlich des ſtaatlichen Auſſichtsrechts ſteht der Entwurf auf dem Boden 
des Geſetzes vom 20. Juni v. J, allerdings mit Hinzufügung einiger Fälle, 
welche dort nicht zur Sprache kommen konnten. Dagegen find zwei Beſtim⸗ 
mungen jenes Geſetzes hier mit Unrecht weggefallen, ſo daß ich mir die be⸗ 
treffenden Anträge vorbehalten muß. Unter die Fälle des $ 2 muß auch 
noch aufgenommen werden, daß die Genehmigung des Staates erforderlich 
ſei zu Bauten für geiſtliche Zwecke und 8 Umlagen für Diöcefanzwede, 
welche letztere nach kanoniſchem Recht der Biſchof macht. Denn wenn der 
Staat ſich auch nicht mit der Beitreibung dieſer Umlagen befaßt, ſo ſtehen 
doch dem Biſchofe ebenſo wirkſame Mittel zu Gebote, wie die Execution, 
nämlich die kirchlichen Strafen. ; 

Wir werden gut thun, die Vorlage einer Commiſſion von 14 Mitgliedern 
zu überweiſen, um ſie in verſchiedenen Richtungen zu ergänzen. Es muß 
eine Beſtimmung in das Geſetz aufgenommen werden, daß die Inventari⸗ 
ſirung des Diöceſan⸗ und Fondsvermögens vorgenommen werden muß, 
deun dies ift die alleinige Grundlage des ſtaatlichen Aufſichtsraths. Ferner 
muß eine Beſtimmung aufgenommen werden, daß der Empfangsberechtigte 
ſeine Bezüge aus Staatsmiiteln direct in Empfang nehmen ſoll, was im $ 
der Vorlage nur beiläufig als Executionsmittel erwähnt iſt. Endlich müſſen 
Garantien geſchaffen werden, daß nicht durch die Connivenz der Regierung 
die früheren Zuſtände wiederkehren, da wir doch die Wirkung unſerer Geſetze 
nicht von dem augenblicklich an der Spitze der Regierung ſtehenden Beamten 
abhängig machen können. Zu dieſem Zwecke ſchlage ich zum Schluß die Be⸗ 
ſtimmung vor, wonach die Dibceſan⸗Etats nach vorheriger öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung während einer beſtimmten Friſt öffentlich zur Einſicht eines 


jeden Didrejanen ausliegen müſſen, und daß dagegen jedem Diöceſanen dat 


Beſchwerderecht, an welches ein beſtimmtes Verfahren geknüpft werden muß, 
gegeben werde. Durch eine ſolche Oeffentlichkeit wird jede Geheimnißträmerei 
zwiſchen ſtaatlichen und geiſtlichen Behörden vermieden. (Beifall inte.) 
Perſönlich verwahrt ſich der Abg. Reichenſperger gegen die Suppo⸗ 

ſition des Cultusminiſters, daß er die ungünſtige Belegung kirchlicher Gelder 
durch ſtaatliche Organe erwähnt habe, um der Verwaltung den Vorwurf 
mangelnder Sorgfalt zu machen. { 

Hierauf vertagt ſich das Haus um 4 Uhr, um die heutige Debatte ſowie 
die Etatsberathung am Mittwoch 10 Uhr fortzuſetzen. 


Berlin, 7. März. e Se. Majeſtät der König hat dem 
Geheimen expedirenden Secretär und Calculator bei der oberſten Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung, Geheimen Rechnungs⸗Rath Meißner, den Rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife verliehen. 


Se. Majeſtät der Kaſſer und König haben dem Legations⸗Rath Freiherrn o 


v. Steffens den Charakter als Gebeimer Legations⸗Rath verliehen. 

Se. Majettät der König hat den Gerichts⸗Aſſeſſor a. D. und Gutsbeſitzer 
Lol ie v. Qu aſt auf Rägelsdorf zum Landrathe des Kreiſetz Ruppin er: 
nannt. 

Der Pfarrer a. D. Hoffmann iſt als probiſoriſcher Seminarlehrer an 
dem Königlichen Schullehrer⸗Seminar zu Neuwied angeſtellt worden. 

Berlin, 7. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
empfingen heute zum Vortrage den Polizei⸗Präſidenten von Madai, 
den Chef der Admiralität, General der Infanterie von Stoſch und 
den Chef des Militär-Cabinets, General⸗Major von Albedyll. 

Ihre Hoheit die Prinzeſſin Marie von Sachſen⸗Meiningen, welche 
ſich zum Beſuche bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten den 
Kronprinzlichen Herrſchaften befand, iſt geſtern Vormittags 9 Uhr 
wieder abgereiſt. Se. Kaiſerliche Hoheit der Kronprinz nahm geſtern 
Vormittag einige militäriſche Meldungen entgegen und empfing den 
General der Infanterie, General⸗Adjutanten von Tresckow, comman⸗ 
direnden General des IX. Armeecorps. (Reichsanz.) 

O Berlin, 7. März. [Die Provinz Berlin. — Die 
Juſtizcommiſſion.] Der Geſetzentwurf, betreffend die Verwaltung 
und Verfaſſung der Provinz Berlin, iſt dem Staatsminiſterium nun⸗ 


und energiſch zurückweiſen. Dann follte er aber doch darüber nicht Klage! mehr vorgelegt worden. Im Weſentlichen geht derſelbe dahin, daß 


8 Nati als auch der ſonſt von dem 


in erſter Line eine Anzahl Ortſchaften des Teltower und Nieder⸗ 
Barnimer Kreifed unter Abtrennung derſelben vom Kreisverbande mit 
der Stadt Charlottenburg — unter Abtrennung der letzteren von dem 
Kreiſe Teltow — einen beſonderen Stadtkreis Charlottenburg 
bilden ſollen. Der Thiergarten mit Elnſchluß des Zoologiſchen Gar: 
tens, des Seeparks und eines Theils des Hypodroms, ſowie Schloß 
Bellevue und die Haſenhaide wird mit dem Gemeindebezirk Berlin 
verbunden. Der oͤſtliche Theil des 18. Stadtbezirks in Charlotten⸗ 
burg bis zur ſüdlichen Spitze des Zoologiſchen Gartens und der 
an die Apoſtelkirche einſpringende Theil der Gemeinde von Schöneberg 
wird dem Gemeindebezirk Berlin gleichfalls einverleibt. Eine Feſt⸗ 
ſtellung der Grenzen des Stadtkreiſes Charlottenburg und des Ge⸗ 
meindebezirks Schöneberg wird durch koͤnigliche Verordnung er⸗ 
folgen. Aus den Stadtkreiſen Berlin und Charlotten⸗ 
burg wird mit dem Landkreiſe Berlin eine Provinz 
Berlin gebildet, welche, mit Corporationsrecht ausgeſtattet, eine 
Communalverband zur Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten bilden 
wird. Auch wird die Provinz Berlin einen ſelbſtſtändigen Landarmen⸗ 
verband bilden. Da bereits früher eine Verſtändigung über die 
weſentlichen Punkte des Geſetzentwurfs ſtattgefunden hat, fo dürſte die 
definitive Beſchlußnahme jetzt nur noch auf geringe Schwierigkeiten 
ſtoßen. Es if daher vorauszuſehen, daß der Geſetzentwurf dem Land⸗ 
tage alsbald vorgelegt werden wird. — Die Ergebniſſe der Bera⸗ 
thungen der Juſtiz⸗Commiſſion werden jetzt in den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten zum Gegenſtand eingehender Prüfung gemacht. Auch inner⸗ 
halb des preußlichen Juſtiz⸗Miniſteriums werden eingehende Bera⸗ 
thungen flattfinden und ſteht in Ausſicht, daß auch eine Reihe prak⸗ 


léier Juriſten zur Theilnahme an dieſen Berathungen herangezogen 


werden. 


[Der katboliſche Religionsunterricht in den Volks⸗ 
ſchulen.] Der Cultus miniſter hat folgendes Reſeript erlaſſen: 


Aus Anlaß einer Reihe bei mir angebrachter Beſchwerden batte ich die 
königlichen Regierungen mittelſt Verfügung vom 6. October v. J. zu einer 
näheren Erörterung verſchiedener Geſichtspunkte veranlaßt, welche in Betreff 
des katholiſchen Religions unterrichts in den Volksſchulen zu beachten ſeien. 

Nach Prüfung der hierauf erſtatteten Berichte bezeichne ich folgende Ge⸗ 
ne als diejenigen, von welchen bei der Behandlung des gedachten 

ntexrrichts fortan auszugehen ift: ? 

1) Der ſchulplanmäßige Religiongunterriht wird in der Volksſchule von 
den vom Stagte dazu berufenen oder zugelaſſenen Organen unter feiner 
Aufficht ertheilt. 0 

2) Die Ertheilung dieſes Unterrichts o in erſter Linie den an der 
Schule angeſtellten Lehrern und Lehrerinnen ob, welche in der vorgeſchriebenen 
Prüfung die Befähigung dafür nachgewieſen haben. Daſſelbe gilt von den⸗ 
jenigen Geiſtlichen, welche, wie dies in einzelnen Gegenden noch vorkommt, 
gleichzeitig als Lehrer an Volksſchulen angeſtellt find. 

J wo es bisher üblich war, den ſchulplaumäßigen Religionsunterricht 
zwiſchen dem angeſtellten Lehrer und dem Pfarrer oder deſſen ordentlichem 
Vertreter (Bicar, Kaplan) dergeſtalt zu theilen, daß Erſterer die bibliſche Ger 
ſchichte, Letzterer den Katechismus übernimmt, kann es unter der Voraus⸗ 
ſetzung auch fernerhin dabei bewenden, daß der Geiſtliche in Bezug auf ſeine 
Stellung zum Staat der Schulauſſichtsbehörde kein Bedenken erregt und 
allen reſſortmäßigen Anordnungen derſelben, insbeſondere hinſichtlich der 
Lehrbücher, der Vertheilung des Unterrichtsſtoffes auf die einzelnen Klaſſen, 
der Schulzucht und pünktlichen Innehaltung der Lehrſtunden pflichtmäßig 
entſpricht. — Demgemäß ſind Geiſtliche, welchen wegen Nichterfüllung einer 
dieſer Vorausſetzungen die Kreis⸗ oder Local⸗Schulinſpection bat, entzogen 
oder welche von der Leitung des ſchulplanmäßigen Religionsunterrichts haben 
ausgeſchloſſen werden müſſen, ſelbſtredend auch von der Ertheilung des 
letzteren auszuſchließen. 5 

4) An Orten mit confeſſionell gemiſchter Bevölkerung, in welchen ein 
katholiſcher Lehrer nicht vorhanden iſt, kann der geſammie Religionsunter⸗ 
richt, wenn es bisher jo üblich war, unter den zu 3 en Voraus⸗ 
ſetzungen auch ferner den at degen überlafjen werden. 

2 Ueber Differenzen zwiſchen dem Geiſtlichen und dem Lehrer in Betreff 
des Religions unterrichts entſcheidet die Schulaufſichtsbehörde. 

6) In den Fallen, wo es an einem borſchriſtsmaßig geprüften Lehrer 
mangelt, beſtimmt die Königliche Regierung, wem die Ertheilung des Reli⸗ 
gionsunterrichts in der Schule zustehen ſoll, insbeſondere ob dazu der Ver⸗ 
walter der Stelle oder ein Geiſtlicher aushilfsweiſe zu wählen ei, Es find 
dabei in jedem einzelnen Fall alle in Betracht kommenden Verhältniſſe ſorg⸗ 
faltig zu erwägen. — Ein Geiſtlicher darf auch in ſolchen Fällen nur dann 
17 5 werden, wenn in Betreff ſeiner die zu 3 bezeichneten Voraus⸗ 
etzungen zutreffen. ach 5 2 

7) Anlangend die Leitung des Religions⸗Unterrichts, fo iſt von mir 
wiederholt darauf hingewieſen worden, daß dieſelbe nach Artikel 24 der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850 den Religions geſellſchaften zu: 
ſtehen ſoll, daß jedoch einerſeits dieſer Artikel ert der näheren Beſtimmung 
ſeines Inhalis durch das nach Art. 26 daf, zu erlaſſende Unterrichtsgeſetz bedarf, 
daß mëch andererſeits nichts im Wege ſteht, die darin enthaltene allgemeine 
Norm inſoweit zur Anwendung zu bingen, als dies die beſtehenden Geſetze 
und die ſtaatlichen Intereſſen geſtatten. — Danach hat kein einzelner 
Geistlicher ohne Weueres ein Recht, dieſe Leitung zu beanſpruchen; es iſt 
jedoch in der Regel und ſo lange die kirchlichen Oberen ein anderes Organ 
dazu nicht beſiimmen, der geſetzlich deſtellte Ortspfarrer als das zur Leitung 
des Religionsunterrichts berufene Organ aan Somehl der Orts⸗ 
d 1 f Pi irchlichen Oberen zur Leitung des 

eligionsunterrichts beſtimmte Geiſtliche darf aber diefelde nur ausüben, fo 
lange er durch fein Verhalten nicht diejenigen Zwecke gefährdet, welche der 
Staat mit der Erziehung der Jugend durch die Voltsschale verfolgt. 

8) Tritt ein ſolcher Fall ein, jo hat die ſtaatliche Aufſichtsbehörde dem 
Geifilichen zu eröffnen, daß er zur Leitung des Religionsunterrichts nicht 
ferner zugelaſſen werden könne. Der Beſchluß iſt gleichzeitig zur Kenntniß 
des lirchlichen Oberen mit dem Anheimgeben zu bringen, der staatlichen Auf⸗ 
ſichtsbebörde einen anderen Delegirten zu bezeichnen. Findet die ſtaatliche 
Aufſichtsdehörde gegen denfelben nichts zu erinnern, jo iſt derſelbe zur Lei⸗ 
tung des Religionsunterrichts zuzulaſſen. 

9) Der als Organ der betreſſenden Religonsgeſellſchaft anerkannte Pfarrer 
oder ſonſtige Geiſtliche iſt berechtigt, dem ſchulplanmäßigen Religionsunkerricht 
in den dafür feſtgeſetzten Stunden beizuwohnen, durch Fragen und ſoweit 
erforderlich, ſtellenweiſes Eingreifen in den Unterricht ſich davon zu 
überzeugen, ob dieſer von dem Lehrer vollſtändig und ſachgemäß 
ertheilt wird und welche Foriſchritte die Schüler darin gemacht haben, ferner 
den Lehrer (jedoch nicht in Gegenwart der Kinder) ſachlich zu berichtigen, 
Wünſche oder Beſchwerden in Bezug auf den Religions unterricht der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde vorzutragen und endlich bei der Entlaſſungsprüfung, 
wo eine ſolche ſtaltfindet, nach vorherigem Examen die Cenſur in der Reli⸗ 
gion mit feſtzuſtellen. 5 N 

10) Durch die zu 9 bezeichneten Befugniſſe wird nichts geändert in dem 
Rechte der Auſſicht, welches der Staat durch ſeine Organe in Gemäßbeit des 

deg dom 11. März 1872 über den geſammten Umerricht einer jeden 
Schule und damit auch Über den katholiſchen Religionsunterricht in der 
Volksſchule zu üben bat. — Dieſe N baben ſomit auch das Recht, dem 
gedachten Unterricht beizuwohnen. ie haben darauf zu achten, daß er 
zu den im Lehrplane angeſetzten Stunden und nach Maßgabe der allgemei⸗ 
nen, von der Schulauſſichtsbeböͤrde erlaſſenen Bestimmungen ertbeilt 
werde. Eine Einwirkung auf den fachlichen Inhalt der Religionslehre 
Debt aber der ſtaatlichen Schulauſſichtsbehörde nur inſoweit zu, als die Ne 
ligionslehre nichts enthalten darf, was den bürgerlichen und ek 
lichen Pflichten zuwiderläuft. (Art. 12 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Ja⸗ 
nuar 1850 und §§ 13, 14, II. 11 A. L. N) ` 

11) Durch den kirchlichen Beicht⸗ und Commugion-Untenudt 
darf der ſchulplanmaßige Unterricht nicht in unzuläſſiger Weile E 
werden. Allgemeine Normen über die Grenze des Zuläffigen ae e He? 
ertbeilen. Es folgt jedoch aus dem Bemerkten, daß Lä, Berg, 
ſchulplaumäßigen Unterrichts, welche auf einen beſtimmten H, Raum 
ſoll, um dem gedachten kirchlichen Unterricht den gew n tegt, 
m eg einer Eden der gett "gie: 

ie wird nach genauer Prüfung der gegebenen N 
beriger Erörterung mit den Betheiligten in ort Ken Coden 
jenige anzuordnen bebe, wad duet. bie DT aber Leine 
des kirchlichen Unterrichts thunlichit ermöglicht, . beiteſfenden Rinder die 
Einrichtung zuläßt, welche es Ge ießt, gas Lë lüge Unterrichtsfacher 
von der Schul e zu eritrebenden Ziele für alle weſen 


innerhalb der beſtimmten Zeit erreichen. 
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entweder der Schulunterricht durch ſolche Dramas 
e 


‚ anderen Gegenden der Weichſelniederung. 


des dahier erſcheinenden „Heſſ. Beobachters“ mitgetheilt worden, der 
Bürgermeiſter Beſt zu Kleinlüder (Kreis Fulda) mißbrauche feine Amts⸗ 
tätigkeit zu Agitationen zu Gunſten des Geldbeutels der vom Sperr⸗ 


x 


! 


Ke 


erweckt, daß er den kirchlichen Unterricht benutze, 


DE ter, E v 


KURS - 
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eine Beeinträchtigung 

erleidet, oder wenn ein von der Leitung oder Ertbeilung des Ihulplanmäßi: 
gen Religionsunterrichts ausgeſchloſſener Geistlicher gegründeten Verdacht 
um den ſchulplanmäßigen 


Nach Vorſtehendem wolle die Königliche Regierung bei Behandlung d 
in Frage ſtehenden Angelegenheit verfahren, das Erforderliche anordnen un 
von dem Verfügten mir demnächſt Anzeige machen. fN l 


ee ve Wen gedoen der Provinzen 
d E 

` Gesong Kofen, Säiefien, Brandenburg, Sachſen, Weſtſalen, Heſſen · 
Naſſau, der Rheinprovinz und die Königliche Regierung zu Sigmaringen. 
Aus Weſtpreußen, 7. März. [Der Giögang der Weichſel] 
iſt in Weſtpreußen doch nicht ohne großes Unglück abgegangen. Die 
eben eintreffenden weſtpreußiſchen Blätter berichten darüber vieles Be⸗ 
trübende. In Piekel, einem Dorfe zwiſchen Marienburg und der 
Montauer Spitze belegen und meiſt von ärmeren Leuten bewohnt, hat 
der Eisgang großen Schaden angerichtet. Durch den Bruch des 


Unterricht zu ertbeilen, 


Dammes, der zum Schutz gegen das aus der Nogat zurückſtauende S 


Waſſer dient, iſt der größte Theil der Häufer bis zum Dach unter 
Waſſer geſetzt, die Vorräthe an Lebensmitteln vernichtet und die 700 
Seelen zählende Einwohnerſchaft in die bitterſte Noth verſetzt. Aehnliche, 
wenn auch nicht ganz ſo traurige Berichte kommen leider auch aus 


Detmold, 7. März. [Reſolution.] Von hier erhält die 
„Tribüne“ die Mittheilung, daß die nationalliberale Partei des Lan⸗ 
des ſich in einer Verſammlung für Bethelligung an den Landtags: 
wahlen entſchleden habe. Die angenommene Reſolution lautet: 

„Die Verſammlung, in der Ueberzeugung, daß die baldige Wiederkehr 
geordneter Zuſtände in unſerm Lande dringend nothwendig iſt, in der Gr, 
wägung, daß den einzigen Weg, dies Ziel zu erreichen, die noch einmalige 
Wahl nach dem Geſetze von 1836 bildet, und in der feſten Hoffnung, daß 
dieſer Weg zum Frieden zwiſchen Krone und Volk und zum Heile des Lan: 
des führen wird, beſchließt, mit allen Kräften für das Zustandekommen des 
im Ausſicht geſtellten außerordentlihen Landtages zu wirken“ 

Fulda, 7. März. [Bürgermeiſterliche Beihilfe für den 
geiperrten Clerus.] Vor einiger Zeit war in dem Inſeratenthelle 


geſetze betroffenen katholiſchen Geiſtlichkeit. Der Genannte widerſprach; 
indeſſen leſen wir heute in dem nämlichen Blatte folgende, ſich auf 
den x. Belt und ſeine Berichtigung beziehende Anfrage aus Klein⸗ 
lüder: „Wer hat den Auguſtin Wingefeld und Wendlin Wingefeld 
beauftragt, für den geſperrten Herrn Pfarter zu Blankenau collectiren 
zu gehen, mit der Hinzufügung, das für dieſe Leiſtung jeder einen 
Tag von der Wegebauarbeit frei ſei?“ Wir fügen dem noch die 
weitere Frage bei: Mit welchem Rechte darf die Gemeinde, Com: 


munal⸗ oder Staatskaſſe mit den Koſten dieſes Sammelgeſchäftes be: |; 


laſtet werden? — Uebrigens find noch manche andere Fälle bekannt 
geworden, wo die Ortsvorſtände unter dem Drucke des „Herrn Caplans“ 
ihre Amtsgewalt benutzten, um die Bettelei für den Klerus zu fördern. 
Daß die vorgeſetzte Behörde dies nicht duldet und nicht dulden darf, 
liegt auch für „Anti⸗Culturkämpfer“ auf der Hand. 

Wiesbaden, 7. März. [Verbot.] Dem Reichstagsabgeord⸗ 
neten Domcapitular Moufang zu Mainz iſt wegen unbefugter Aus⸗ 
übung kirchlicher Handlungen ler hattte |. 3. in der Roͤdelheimer 
katholiſchen Kirche Gottesdienſt gehalten) der Aufenthalt im Maln⸗, 
Obertaunus⸗ und Stadtkreis Frankfurt a. M. bis zur rechtskräftigen 
Beendigung der gegen ihn eingeleiteten gerichtlichen Unterſuchung auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Mat 1874 von hieſiger königlicher 
Vezirksregierung unterſagt und find die Polizeibehörden angewieſen 
worden, den Genannten im Uebertretungsfalle ſofort zu verhaften und 
über die Grenze der angeführten Kreiſe zu bringen. 7 

Mainz, 7. März. [Biſchof v. Ketteler] iſt wegen ſeiner 


Erklärung in Betreff des Oberpräfidenten v. Kühlwetter auf den 10. 


d. M. nach Münſter vor das Gericht geladen. 
Oeſterreich. 

Wien, 7. März. [Gemeinſame Verhandlungen.] Der 
„Polttiſchen Correſpondenz“ zufolge hat geſtern zwiſchen den hier an⸗ 
weſenden ungariſchen Miniſtern und den öſterreichiſchen Miniſtern, 
Fürſten Auersperg, Laſſer, v. Pretis⸗Cagnodo und v. Chlumecky eine 
längere Beſprechung ſtattgefunden. In derſelben wurde die Fortſetzung 
der Verhandlungen über die zwiſchen den beiden Reichshälften ſchwe⸗ 
benden Fragen für die letzten Tage des Monat März anberaumt. 
Gleichzeitig ſollen dann auch die Verhandlungen zur Feſtſtellung des 
gemeinſamen Budgets für das Jahr 1877 ſtattfinden und dieſe vor⸗ 
ausſichtlich noch vor der Charwoche beendet werden. — Die Nach⸗ 
richt, daß der in Ausſicht genommene Zeitpunkt für die Eröffnung 
der Berathungen der Delegationen verſchoben werden ſolle, wird von 
der „Politiſchen Correſpondenz“ als unbegründet bezeichnet. 

Spanien. 

Madrid, 4. März. ([Finanztelles.] Der ſpaniſche Finanz: 
miniſter Salaverria, ſchreibt man der „K. Z.“, wird in ſeinem Budget, 
das er in ungefähr 14 Tagen den Cortes vorlegen will, den Vor⸗ 
ſchlag machen, für die nächſten fünf Jahre von der dreiprocentigen 
Rente nur ein Procent baar zu bezahlen, und für den Reſt unver⸗ 
zinsliche Schuldſcheine zu geben, die eingelöſt werden ſollen, wenn die 
Finanzen es geſtatten. Die finanzielle Lage Spaniens iſt in Folge 
der ſchlechten Wirthſchaft und der langen Bürgerkriege in einem ſolchen 
Zustande, daß man ohne außerordentliche Maßregeln nicht durchzu⸗ 
kommen glaubt. Entweder muß man die Beſoldungen der Staats⸗ 


beamten u. ſ. w. um drei Viertel verringern, oder durch zeitweilige 


Umwandlung der dreiprocentigen Rente in einprocentige eine Art von 
atsbankerott machen. Salaverria hat das letztere Mittel gewählt, 
well eine Verringerung der Gehälter und Penſionen eine der neuen 
Regierung höchſt gefährliche Unzufriedenheit hervorrufen und in der 
Folge vielleicht noch ſchlimmere Finanzbverhältniſſe nach ſich ziehen würde. 
Gaston. der franzöſiſchen Grenze, 3. Mar. (Zur Flucht eh 
ſchien * Das einzige carliſtiſche Blatt, welches in der letzten "e noch 
ven Gerbe emalne de Bayonne“, kündet gan; einfach an, da 54 mit 
daten dies 28 Fun zu Ende jei, und daß die Zeit lehren werde, aus we chen 
via Sanne E jo raſend ſchnell bereingebrochen iſt. Sie behauptet, 
daß no Leg ia carliſtiſchen Truppen boben Muihes voll geweſen 
wären und tan Cu Gen plöplichen Niedergang nicht erklaren. Sie beſtatiat, 
daß der carliſtiſ Le e Egana und ſein Adjutat in Lecumberri von 
eee erſchoſſen ſeien, kurz bevor dieſe die Waffen niedergelegt 
In Camho E der „N. Z.“ — wohin wir uns begaben, 
waren alle Straßen mit Car Mar eler bon denen der größte Theil halb 
nackt war und deshalb den Marſch nach Vayonne nicht antreten konnte. 
ir bemerkten viele Kranke und aug Weiber und Kinder, don denen ein 
Theil ſpäter auf den baskiſchen Ochſenkarren weitergeſchafft wurde. 

In Dancharimea liegen zahlreiche Verwundete aus den Geſechten um den 
Penng Plata. Dieſelben ſollen nun nach Bavonne gebracht werden, um 
zum Theil auf ver „Princeſſa“ nach Santander geſchafft, zum Theil in den 
Hoſpitalern von Bayonme untergebracht zu werden. Man bat dort die 
Vorſicht gebraucht, die alfonſiniſchen und carliſtiſchen Verwundeten zu trennen, 
de — in dem öffentlichen Hoſpital, letztere in einem Privatkrankenhauſe 

ntergekommen. = e Je 

Trotzdem täglich Verwundete von Dancharinea weggeholt werden, iſt die 
Zahl derſelben und der Kranken noch immer ſehr bedeutend. Man findet in 


N 


edem 9 Alge abet. da 
eit nicht hat die Rede ſein könd ſteht 

liegen noch Einzelne, deren Wunden den Tra d 

baben. Das größte Elend bieten aber die fait unbekleideten 


cl 


welches unter Brüdern feine 500 Thlr. werth war. Der Durchſchnittspreis 
für die beiten Pferde — gute andaluſiſche Race — war 25 Thlr., für 
ſchlechtere Sorte 10—1 lr. 


wenig beſchädigt. 


Provinzial-Zeitung. 


d. Breslau, 7. März. [Schleſiſcher Proteſtanten⸗Verein.] 
en geſtrigen Vortrag im Muſikſaale der Univerſttät bielt Senior Matz 
„über die Reformation in ihrem Verhältniß zum Staat.“ j 
Es war im Juni 1510. Am Altare der Kirche St. Maria del Populo 
zu Rom ſteht ein junger Auguftinermönch, vor Kurzem e" aus Deutſchland 
gekommen. Seine Seele iſt mit Andacht und Ehrfurcht erfüllt; ihm iſt es 
ein Großes, hier im heiligen Rom den Dienſt am Heiligihum verſehen zu 
können. Fromme Schauer im Herzen lieſt er andächtig und wehevoll die 
Meſſe. Da ruft ihm der Ordens bruder an jeiner Seite, über feine Langſam⸗ 
teit verdrießlich, zu: „Mach' ſchnell, mach' ſchnell, ſchick unſerer guten Mutter 
ibren lieben Sohn fein zurück“. Die ehrliche deutſche Seele iſt ſtarr vor 
ſetzen über dieſe freche Verſpottung des heiligen Sacraments. Welch' ein 
Abgrund von Verderbniß bier unter den Augen des Papſtes! — Aber durch 
die Straßen zieht ein bunter, feſtlich geſchmückter Reiterzug daher, es ut der 
heilige Vater ſelbſt, feine reichgezierten Trabanten vorauf, ſeine Cardinale 
ur Seite, er ſelbſt auf weißem Zelter, im wallenden köstlichen Mantel, in 
Lise Hand das heilige Sacrament; und der deutſche Mönch ſinkt auf feine 
Knie, der Sohn der römiſchen Kirche liegt im Staube dor dem dahier 
prangenden Stellvertreter Gottes. 17 Jahre ſpäter war das Samenkorn 
heiliger Entrüftung, tief innerer Entfremdung von Rom, welches der 
Auguſtinermönch in feinem Herzen mit zurückgebracht hatte, überraſchend 
ſchnell aufgegangen und hatte Boden gefunden in einer ganzen Nation. Die 
Reformation war eine nationale Sache für das deutſche Volk geworden, wie 
vielleicht keine vorher noch nachher, denn die deutſche Reformation war auch 
ein politiſches Princip, von dem man ahnte, daß es die brennenden Fragen 
nationaler Sehnſucht zu löſen im Stande ſei. Bedeutſam iſt es, zu be⸗ 
merken, wie der den Kloſtermauern entronnene Mönch, ſowie er im freien 
Herzensglauben ſeinen Gott wiedergefunden bat, auch ſofort ſein Volk und 
Vaterland wiedergewonnen hat. Luther war und blieb ein Sohn des Volks, 
das Blut des deutihen Bauern rollte in ſeinen Adern und der Jammer des 
zertretenen niederen Mannes ging ihm durch's Herz. Er war ein Patriot im 
beſten Sinne des Wortes. Gewiſſensfreiheit und nationaler Sinn waren die 
beiden guten Geiſter, welche das junge Kind der Reformation in's Leben ein⸗ 
führten. Sie find zugleich die beiden Hände geweſen, welche nicht raſteten, bis die 
Scheidewand niedergeriſſen war, durch welche das mittelalterliche Kirchenthum 
„weltlich und geiſtlich“, prefan und heilig“ von einander getrennt hatte. Mit 
der Auffaſſung der Kirche, nach welcher dieſelbe von Voll und Staat ſich löſt, 
um ſich über beide zu erheben und als übergeordnete Erzieherin und Vor⸗ 
münderin beider zu functioniren, mit dieſem Dualismus, der die ganze 
mittelalterliche Welt beherrſchte, hat Luther, bat die Reformation principiell 
gebrochen. „Weltliche Herrſchaft iſt ein Mügliedwerden des chriſtlichen 
Körpers“, d. d. auf dem Boden des Reiches Gottes Welt ſich der Staat als 
ſütliche Lebensgemeinſchaft gleichberechtigt neben die Kirche. Seine Bedeutung 
erhält er nicht erſt duch die Kirche, ſeine sittlichen Ziele werden ihm nicht erſt durch 
die religiöſe Gemeinſchaft gewieſen, ſondern er hat feinen immanenten ſittlichen 
Zweck, mit den feinem Weſen eigenthümlichen Mitteln zu verfolgen. Neben dieſem 
conſtitutiven Princip ſteht das regulative Princip der proteſtantiſchen Staats⸗ 


Auffaſſung, es iſt die Forderung, weltlich und geiſtlich Regiment dürfen nicht 


miteinander vermiſcht werden. Die Conſequenzen jenes erſten Satzes, welcher 
den Staat von der kirchlichen Bevormundung befreite, haben die Fürſten 
und Politiker nur zu gern und energiſch gezogen, die Conſequenzen ſeines 
zweiten Satzes rein und ſauber auszugeſtalten, iſt Luther trotz aller Bemühun⸗ 
gen nicht gelungen. Wie Luther, der damalige theorerifche Repräſentant des 
Proteſtantizmus der Idee von Kaiſer und Reich treu blieb, jo bewährte auch 
der nachherige politiſche Repraſentant des Proteſtantismus dieſe Treue groß: 
deutſcher Geſiunung. Brandenburg Preußen ließ ſich nicht durch den „Dank 
vom Hauſe Oeſterreich“ hindern, seine tapferen Soldaten am Rhein, bei 
Wien und Ofen, wie auf den Schlachtfeldern von Turin und Hochſtädt un⸗ 
ſterbliches Lob für Heldenthaten ernten zu laſſen, deren Früchte dem kaiſer⸗ 
lichen Haufe zufielen. Und wie ein Lohn eier proteſtantiſchen Treue gegen 
die Kaiſeridee mag es uns bedünken, wenn in unſeren Tagen auf dem greiſen 
Haupte des Vorkämpfers und Schirmberrn des deutſchen Proteſtantismus 
die deutſche Kaiſerkrone neu erblübt iſt. Jedenfalls wird der tiefer dringende 
Blick den Proteſtantismus als einen beſtimmten Factor in jener Entwickelungs⸗ 
zeihe: erkennen müfjen, die ſich von jenem Rathe Luthers an den Branden⸗ 
burger Albrecht, die Beſitzung des deutſchen Ordens, in ein weltliches Herzog: 
thum zu verwandeln, zum 18. Januar 1701 in Königsberg und von da bis 
zu dem entſcheidenden Moment in der Spiegelgallerie des Berfailler Schloſſes 
hinzieht. Die im Proteſtantismus ruhenden politiſch wirkungskräftigen Ideen 
— zuletzt E der Grund, daß Alldeutſchland jetzt einem le eg 
aifer zujubelt. 

Wahrend katholiſche Beichtväter der Perſon des Fürſten ſchmeichelten, 
um das Amt herunterzudrücken und Antheil an der Machtfülle zu erlangen, 
ſcheidet Luther Perſon und Amt im entgegengeſetzten Sinne. Er wurde 
bald inne, daß auch in fürſtlichen Kreiſen die Perſon dem Amte wenig oc 
recht wurde. Trotzdem ſah er ſich durch den Reichsabſchied im Jahre 1526, 


welcher den evangeliſchen Ständen überließ, ihre kirchlichen Verhältniſſe vor⸗ 128, Dortmunder Union 


läufig ſelbſtſtändig zu ordnen, feinem Landesherrn vorzuſtellen, der Fürſt, 


A Laudesoberbaupt u auch d rien? 
bug! Ding P Eet Hier liegt der Anfang des 
zs, ents. Den deutſchen Landesfürſten fiel von den 

Reformation der Löwenantheil zu: Hebung ihrer Autorität, 


Ss 


Segnungen der 


volle Souverainetät über ihre Territotien durch Wegfall der papſtlichen und 
biſchöflichen Gerichtsbarkeit ꝛc. Wenn einerſeits nicht zu verkennen iſt, das 


durch die Reformation die abſolute Herrſchaft der Fürſten gefördert wurde, 
ſo darf andererſeits nicht außer Acht gelaſſen werden, daß das proteſtantiſche 
Prinzip auch in der Geſammtheit des Volles Kräfte großang, welche der 
Uebermacht der Fürſten ein beilſames Gegengewicht hielten. Durch das Zu⸗ 
ſammenwirken der zwei Seiten des proteſtamiſchen Gewiſſensprincips, Ge» 
wiſſenhaftigkeit und Gewiſſensfreiheit, iſt die politiſche Freiheit verbürgt und 
begründet. Dadurch wird allein die nationale Wohlfahrt und Größe ges 
ſchaffen. Man ſagt wohl: Unter dem Krummſtab iſt gut wohnen. Aber 
es giebt keine verlogenere Phraſe, als dieſe. Ja, im Sinne Epikur's, jenes 
Magister ot, jenes Lehrmeiſters des Schlaraffenthums, wie ihn Plinius 
nannte, mag das eine gewiſſe Berechtigung haben. Preußen aber können 
nicht vergeſſen, daß fie nicht unter'm Krummſtab groß geworden ſind, ſon⸗ 
dern unter dem Krückſtock Friedrichs, mit dem er die deutſchen Philiſter 
ſchlug und unter dem Corporalſtock des Königsberger Philoſophen und ſeines 
kategoriſchen Imperativs. Es iſt längſt zugeſtanden, daß die ſtrenge Me⸗ 
thode, die ſtarke Betonung des Ethiſchen in Kant's Philoſophie, ein tüchtiger 
Nachklang echt proteſtantiſchen Weſenz war. Ueberſehen wir nicht, daß 
jener Philoſoph auf dem Throne und dieſer Philoſoph auf dem Katheder 
Diet nigen geweſen find, welche auf der Grundlage ernſter, geſchloſſener 
Maͤnnlichkeit und treuer Pflichterfüllung jenen tüchtigen Beamten⸗ 
ſtand Preußens großgezogen haben, welcher trotz vorübergehender 
Abſonderlichkeiten ein vorzüglicher Träger nationaler Cultur und Kraft 
wurde. Vergeſſen wir nicht, daß die Idee eines gebildeten weltlichen 
Beamienſtandes ſchon in Luther ih erhebt. Er will nicht blos freie Forſchung 
in der Schrift und über die Schrift: nein, er hat ſchon die populäre Pflege 
der Wiſſenſchaften nach ihrem eigenen Princip getrennt von der Kirche, ins 
Auge gefaßt. Er will allgemeine nationale Bildung durch Errichtung von 
Schulen, ohne Koſten und Mühen zu ſcheuen. Er iſt auch darin ein echter 
Sohn des deutihen Volkes: Mühe und Arbeit iſt feines Lebens Loſung, iſt 
ſeines Volkes Loſung geweſen und wird's bleiben bis an's Ende. Als eine 
ernſte, berzandringende Mahnung zur Arbeit, zur energiſchen Zuſammen⸗ 
faſſung aller Kräfte zum nationalen Wohl, fo ſtehe fein Bild dor unſerer 
Seele, vor den Augen des proteſtantiſchen Volks, vor den Augen der pro⸗ 
teſtantiſchen Fürſten. Denn nach Luthers Auffaſſung iſt der Staat: eine 
gottgeordnete Verfaſſung nationalen Lebens, in welcher der Fürſt nicht blos 
Rechte, ſondern auch Pflichten, und der Unterthan nicht blos Pflichten, ſon⸗ 
dern auch Rechte hat. aa a LE 

Zum Schluß gab Redner ein Bild über die Thätigleit der außerdeutſchen 
Reformatoren: Zwingli, Calwin, Knox, denn Milton ꝛc. Der geiſtvolle Vor⸗ 
trag wurde von dem Publikum mit ſichtlicher Befriedigung 8 


X. Neumarkt, 7. März. [Tageschronik.] Geſtern fand das letzte 
Abonnements⸗Concert der Kapelle der Koͤnigs⸗Grenadiere hier für dieſe Sai⸗ 
fon im Baum'ſchen Saale ſtatt. Das hieſige Geſangs⸗Vereins⸗Kränzchen 


ſchloß ihre Vergnügen des Winters am verfloſſenen Sonnabende mit Theater und 


Tanz. Die Buürgerſchützen⸗Reſſource ſchließt damit Donnerstag. Wir find 
ſomit am Ausgange des Winters; anders denkt die Natur, denn die kalten 
Regentage wollen kein Ende nehmen. Seit einiger Zeit graſſirt hier wieder 
der einſt unterdrückte Straßenunfug, allabendliche große Prügeleien ſind zu 
verzeichnen, ſelbſt Inſulten gegen anftändige Perſonen auf dem Bürgerſteige 
ſind häufige Vorkommniſſe. Uebermüthige haben, wahrſcheinlich mit einem 
Diamant, die Fenſterſcheiben der Parterrewohnungen einiger Häufer am 
Ringe zerſchnitten; am Hoſpitalplatze find junge Bäumchen umgebrochen 
worden. Der Polizei iſt es leider noch nicht 
— Der Garten vor dem Kreisſtändehauſe iſt jetzt auch mit Anpflanzungen 
berieben worden, namentlich werden prächtige Roſenſtöcke den von einem 
eiſernen Gitter umſchloſſenen Raum zieren. 


[Notizen aus der Provinz J Siegnis. Am 7. März Mittags 


gelungen, die Frevler zu greifen. 


entlud ſich über unſerer Stadt unter heftigem Sturm und Schneetreiben en 


Gewitter. 
+ Eckersdorf. Dem „Gebirgsboten“ wird von bier gemeldet: Am 
Montag, dem 28. Februar, wollte ein etwa fünfzehnjähriger Burſche einem 


fünf⸗ bis ſiebenjährigen Kinde zeigen, wie man es macht, wenn man ſich 


hängt. Zu dem Zwecke nahm er ſeinen Gurt, befeſtigte ihn an einem Leiter⸗ 
ſproſſen und hing ſich daran. Sein Spaß aber kam ihm ſehr theuer zu 
ſtehen, denn er bezahlte ihn mit ſeinem Leben. Durch das Gewicht des 
Körpers hat ſich der Riemen, der ſich gar nicht zugezogen, jo feſt an die 
Kehle des Unglücklichen gedrückt, daß er, ohne ſich d 


elfen zu können, in 


Kurzem erſtickte, da fremde Hilfe nicht zugegen war. Zwar hatte der Kleine, 


als er ibn zappeln ſah, gleich Meldung davon gemacht, aber, ohne etwas zu 
ahnen, hat man darauf nicht geachten. Grp fpäter, als der Kleine die 
zweite Meldung macht, daß der Beſagte jetzt rubig hänge und nicht mehr 
ſoreche, geht man an den bezeichneten Ort und findet ihn todt. 

Ratibor. Der „Oberſchl. Anzeiger“ meldet: Zwiſchen Brof 
und Niedane wurde geſtern früh unweit einer an der Landſtraße belegenen 
Ziegelei eine männliche Leiche a fgefunden. Man erkannte in derſelben 
einen in Niedane wohnbaften Eiſenbahnwerkſtätten⸗Arbeiter, welcher am 
Tage zuvor in die bieſige Stadt gekommen, derſchiedene Emläufe ges 
macht und Abends ſpat von einem Wirtsbauſe in Brunneck aus 
aufgebrochen war. Auf dem He imwege wurde dr Unglückliche das 
Opfer eines gräßlichen Raubmordes. Der Rock des Ermordeten 
ſowie die von dem letzteren hier eingekauften Waaren fanden ſich nicht bei 
ibm vor; außerdem war dem Ueberfallenen das Portemonnaie geraubt wor⸗ 
den. Nur in der Hoſentaſche entdeckte man einige Silbergroſchen, welche der 
Mörder überfehen haben mag. An der Leiche wurden mehrere entſetzliche 
Kopfwunden wahrgenommen; das ganze Geſicht war zerſchlagen und am 
Oberkiefer befand Dë ein großes klaffendes Loch. Die nächtliche Unthat 
ſcheint mit raffinirter Grauſamkeit verübt zu ſein. Die Leiche des Unglück⸗ 
lichen wurde einſtweilen in die Wohnung feiner Ehefrau geſchafft. Hoffent⸗ 
lich gelingt es bald, des Mörders habhaft zu werden! 


Handel, Induſtrie ze. 


Berlin, 7. März. Das heutige Börſengeſchäft wickelte ſich in ſehr ruhiger 
Weiſe ab. Die Haltung war im Allgemeinen feſt, doch gewannen die Um⸗ 
ſätze keine größere Ausdehnung. Weder lagen innere Gründe vor, die dem 
Geſchaftsverkehr Leben hätten geben können, noch boten die von auswärts 
einlangenden Coursdepeſchen und Börſen⸗Nachrichten hierzu Veranlaſſung. 
Die internationalen Speculations⸗Effecten ſetzten mit geringen Erhöhungen 
ein und behaupteten nicht nur das Nipeau, ſondern vermochten auch im 
weiteren Geſchäftsverlaufe noch einige Avancen durchzusetzen. Oeſterreichiſche 
Nebenbahnen waren recht feſt und zeichneten ſich in dieſer Beziehung nament⸗ 
lich Galizier und Dur ⸗Bodenbacher aus. Die localen Speculationseffecten 
bekundeten im Allgemeinen eine feſte Haltung; nur Laura⸗Actien waren 
etwas matt. Disc.⸗Comm. 128, ult. 128128 — 4, Dortmunder Union 
11,10, Laurahütte 61, ult. 61% 60. Ausl. Staatspapiere trugen einen 
ſchwächeren Charakter und machte ſich hierfür ein überwiegendes Angebot geltend, 
trotzdem dies in den Courſen weniger zum Ausdruck kam. Italiener waren 
zu geſtriger Notiz ſtark offerirt, ruſſiſche Lſtrl.⸗Anleihen feſter, beſonders 
1875er, auch Bahnen gut behauptet. Prämien⸗Anleihen gut beachtet. 
Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere rubig. Badiſche Prämien⸗An⸗ 
leihen reger. Prioritäten recht feſt. Bergiſche AL procent. O., Potsdamer 
Lit. F.,  Hannover-Altenbetener und Köln⸗Minderer VI. gut zu laſſen, 
ruſſiſche garantirte Prioritäten feſt, das Geſchäſt blieb aber ſehr mäßig. Auf 
dem Eiſenbapnactienmarkte prädominirten Realiſationsverkäufe, das Cours⸗ 
niveau erfuhr aber keine größeren Einbußen. Oberſchleſiſche beſſer, leichte 
Bahnen eher Zeie Görlitzer matt. Berlin⸗Dresdener und Nahebahn 
gingen rege zu beſſerem Courſe um, Görlitzer Stamm⸗Prioritäts⸗Actien etwas 
ſchwächer. Bankactien gut behauptet, Centralbank für Induſtrie und Preuß. 


Bodeneredit lebhaft, Berliner Producten⸗ und Handelbank rege, Coburger 


Credit und Deutſche Bank in gutem Verkehr, Meininger und Nordd. Grund» 
credit ſteigend und belebt, Centralb. für Bauten . Leipz. Credit zu 
beſſerem Courſe nicht unbelebt, ebenſo Leipziger Wechslerbank höher. Induſtrie⸗ 
papiere feit und nicht unbelebt. Viehhof und Große Pferdedahn behaupteten 
ſich gut, Magdeburger Sprit beſſer, Paſſage nachgebend, Charlottenb. Pferde⸗ 
bahn zog etwas au. Breslauer Oelfabriken gedrückt, Gentralfactorei lebhaft, 
Sentker si zu höherem Courſe um. Görlitzer Eiſenbahnbedarf höher, Ober: 
ſchleſiſche Eiſendahnbed. anziehend, Breslauer Waggonfabrik ſehr feſt, Egells, 
Freund und Hartmann beliebt, Harzer 80 begehrt. Victoriahütte in 
EC Verkehr, Deutſches Bergwerk, König Wilhelm und Märt.-Weitfäliihe 
eſſer, Louiſe und Centrum lebhafter, Gelſenlirchen feſt, Pluto ſteigend, Aren⸗ 
berger matter, Maſſener niedriger. — Um 2% Uhr: ſchwach. Eredit⸗Actien 
310%, Lombarden 191, Franzoſen 499, Reichsbank 159%, Disconto⸗Commandit 
nion 11, 10. Laurabütte 60%, Köln: Mindener 101%, 

Rheiniſche 118, Bergiſche 83%, Rumänen 26, 20. (B.- u. H.⸗3ig.) 
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